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Antrag 

der Abgeordneten Christine Schenk, Dr. Wolfgang Ullmann und der Gruppe 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 


Maßnahmen zur Begrenzung des Mietpreisanstiegs, zur Erweiterung 

des Kündigungsschutzes und zur Erhaltung des Bestands an Mietwohnungen 


Der Bundestag wolle beschließen: 


A. 

Das Mietrecht wird im anstehenden Gesetzgebungsverfahren 
nach folgenden Maßgaben ausgestaltet: 

1. Verringerung der Dynamik des Mietpreisanstiegs 

1. Die in Ostdeutschland zum 1. Januar 1993 vorgesehene 
Mietsteigerung darf in der vorgesehenen Form nicht 

, wirksam werden. Mietsteigerungen dürfen nicht pau- 
schal an die durchschnittliche Einkommensentwicklung 
der ostdeutschen Bevölkerung gekoppelt werden, son- 
dern müssen die individuelle Zahlungsfähigkeit berück- 
sichtigen. Im übrigen sollen Mietsteigerungen an den 
Nachweis bereits erfolgter oder sicher bevorstehender 
Sanierungsmaßnahmen gekoppelt werden. 

2. Die für Mieterhöhungen maßgebliche Grenze der orts- 
üblichen Vergleichsmiete wird wieder - wie vor Ände- 
rung des Miethöhengesetzes 1983 - aus den Mieten aller 
Mietverhältnisse über nicht preisgebundenen Wohnraum 
ermittelt und nicht länger nur aus den überdurchschnitt- 
lich hohen Mieten der neu begründeten bzw. in den letz- 
ten drei Jahren verteuerten Mietverhältnisse. 

3. Die bisherige Kappungsgrenze für Mietsteigerungen 
innerhalb von drei Jahren wird von 30 vom Hundert auf 
15 vom Hundert gesenkt, und zwar generell und unbefri- 
stet. 

4. Zum Schutz der Wohnungssuchenden in Gebieten mit 
besonders angespanntem Wohnungsmarkt („Gebiete mit 
erhöhtem Wohnbedarf ") darf der Mietpreis dort anläßlich 
einer Wiedervermietung auf höchstens 5 vom Hundert 
über der ortsüblichen Vergleichsmiete sowie 10 vom 
Hundert über den zuvor gezahlten Mietzins angehoben 
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werden; dies gilt nicht für Erstvermietungen von Woh- 
nungen, die nach dem Jahr 1990 fertiggestellt wurden. 
Wird diese Begrenzung nicht beachtet, kann der Mieter 
nachträglich eine Herabsetzung der Miete verlangen. 

5. Die 1983 eingeführte Möglichkeit der Vermieterinnen 
und Vermieter, Begründungen für das Verlangen auf 
Mieterhöhung sowie Korrekturen nachzuschieben, ent- 
fällt. Lassen Vermieterinnen und Vermieter die Klagefrist 
auf Zustimmung zu wirksamen Mieterhöhungsverlangen 
verstreichen, kann entsprechend der früheren Rechtslage 
ein weiteres Verlangen erst neun Monate darauf erneut 
gestellt werden. 

6. Die wirksam erhöhte Miete ist - entsprechend der Rechts- 
lage bis 1983 - erst nach Ablauf eines Quartals nach Zu- 
gang des Erhöhungsverlangens zu zahlen. 

7. Die Möglichkeit zur Vereinbarung von Staffelmieten, die 
seit ihrer Einführung vor zehn Jahren besonders zum 
Mietpreisanstieg beigetragen haben, entfällt wieder. Die 
Mieterinnen und Mieter erhalten den Anspruch, ver- 
einbarte Staffelmieten rückwirkend auf die Vergleichs- 
miete zu reduzieren. 

8. Sofern die Vereinbarung eines Mietpreises in Koppelung 
an die Entwicklung der Lebenshaltungskosten zugelas- 
sen wird, ist dabei zugleich eine Möglichkeit der Ver- 
tragsparteien zur Kündigung einer solchen Klausel zu- 
gunsten der Vergleichsmiete für den Fall vorzusehen, daß 
angesichts der Entwicklung der Teuerungsrate der so er- 

, rechnete Mietpreis die ortsübliche Vergleichsmiete um 
mehr als 5 vom Hundert überschreitet. War bei Begrün- 
dung des Mietverhältnisses ein langfristiger Kündigungs- 
schutz als Ausgleich für die Risiken einer zugleich ver- 
einbarten Preisindexklausel vorgesehen, so entfällt für 
den Fall, daß der Mieter sein Recht zur Kündigung dieser 
Klausel wahrnimmt, auch der vereinbarte Kündigungs- 
schutz zugunsten der gesetzlichen Regelungen. 

II. Beschränkung der Mieterhöhungs verlangen; Mietspiegel 

1. Mieterhöhungsverlangen in Gemeinden, in denen ein 
anerkannter Mietspiegel existiert, sind ausschließlich mit 
dessen Werten zu begründen und nicht mehr durch Ein- 
zelgutachten oder durch Verweis auf drei Vergleichs- 
mieten. 

2. Die Bundesregierung wird - über die bisher geltende 
bloße Ermächtigung hinausgehend - verpflichtet, durch 
Rechtsverordnung einheitliche Regeln für Inhalt und Ver- 
fahren zur Erstellung bzw. Fortschreibung des Mietspie- 
gels zu erstellen. Die Länderregierungen bestimmen die 
Gemeinden, in denen ein solcher in jedem Falle aufzu- 
stellen ist. 

3. Die erstellten Mietspiegel bleiben, auch um den Verwal- 
tungsaufwand zu begrenzen, mindestens drei Jahre in 
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Kraft. Die Kommune kann im Bedarfsfall innerhalb dieser 
Zeit einen Zuschlag (prozentuale Erhöhung) zulassen. 

4. Sofern kein Mietspiegel existiert, darf sich ein Miet- 
erhöhungsverlangen mit Verweis auf die Mieten dreier 
Vergleichswohnungen nur auf solche anderer Vermieter 
beziehen. 

III. Entlastung der Mieter von Kapital- und Modernisierungs- 
kosten 

1. Die Möglichkeit der Eigentümerinnen und Eigentümer, 
etwa gestiegene Kapitalkosten (Hypothekenzinsen) auf 
die Mieterinnen und Mieter überzuwälzen, entfällt, weil 
hierdurch ohne ersichtlichen Grund freiwillig eingegan- 
gene Finanzierungsrisiken einseitig auf an der Finanzie- 
rungsentscheidung Unbeteiligte verlagert werden. Hin- 
sichtlich früher wirksam gewordener Umlagen erhalten 
die Mieterinnen und Mieter einen Anspruch auf entspre- 
chende Herabsetzung der Miete. 

2. Die Kosten für durchgeführte Modernisierungsmaßnah- 
men können statt mit 11 vom Hundert nur noch mit 7 vom 
Hundert auf die Mieter umgelegt werden. 

3. Zum Schutz vor Luxusmodernisierungen und dadurch 
bewirkter Verdrängung der bisherigen Mieter darf die 
Miete einschließlich umgelegter Umbaukosten die orts- 
übliche Vergleichsmiete der Wohnungen des nach der 
Modernisierung erreichten Standards nicht über- 
schreiten. 

4. Modernisierungskosten sind nur umlagefähig, sofern die 
betroffenen Mieterinnen und Mieter vor Beginn ord- 
nungsgemäß über die vorgesehenen Arbeiten und Kosten 
informiert wurden. Soweit die tatsächlichen Kosten die 
den Mieterinnen und Mietern zuvor mitgeteilten Ansätze 
um mehr als 10 vom Hundert überschreiten, sind diese 
Mehrkosten nicht umlagefähig. 

5. Die Pflicht von Mieterinnen und Mietern, Modernisie- 
rungsmaßnahmen zu dulden, soll anders als bisher nicht 
nur von einer bloßen Mitteilung durch die Vermieterin- 
nen und Vermieter abhängen, sondern eine Aufklärung 
der Mieterinnen und Mieter über ihre Rechte nach § 541 b 
BGB voraussetzen. 

IV. Sanktionen gegen Überhöhung der Mieten 

1. Der zu enge Straftatbestand des Mietwuchers (§ 302 a 
StGB) soll nicht erst bei qualifizierter „Ausbeutung", son- 
dern durch entsprechende Umformulierung bereits bei 
Ausnutzung von Wohnungssuchenden in einer Notlage 
zum eigenen Vermögensvorteil anwendbar werden. 

2. Eine ordnungswidrige Mietpreisüberhöhung liegt vor, 
wenn die Obergrenze des Mietspiegels um mehr als 
15 vom Hundert (derzeit nach der Rechtsprechung: 
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20 vom Hundert) überschritten wird. Die Obergrenze des 
Bußgeldes soll - ebenso wie für Ordnungswidrigkeiten 
bei der Wohnungsvermittlung - von derzeit 50 000 auf 
100 000 DM heraufgesetzt werden. 

3. Überhöhte Mietforderungen sind anders als heute auch 
dann mit Bußgeld zu bedrohen, wenn der Vermieter geh 
tend macht, diese seien „zur Deckung seiner laufenden 
Aufwendungen erforderlich". 

V. Entlastung von überhöhten Gebühren für Wohnungs- 
vermittlung 

1. Provisionsforderungen von Wohnungsvermittlerinnen 
und Wohnungsvermittlern an Wohnungsmieterinnen und 
Wohnungsmieter werden auf höchstens eine Netto- 
Monatsmiete plus Umsatzsteuer begrenzt. 

2. Die Forderung oder Annahme höherer Maklerprovisio- 
nen von Mieterinnen und Mietern stellt eine Ordnungs- 
widrigkeit dar. 

3. Übervorteilende Vereinbarungen von Vormietern und 
Vermietern einer Wohnung mit Nachmieter-Interessen- 
tinnen und -Interessenten sollen unterbunden werden: 

a) Die Vereinbarung eines Entgelts für den Auszug aus 
der Wohnung ist unwirksam. 

b) Vereinbarungen über Abstandszahlungen für Mobiliar 
werden nur wirksam, wenn ein Mietvertrag mit den 
Nachmieterinnen und Nachmietern tatsächlich zu- 
stande kommt und wenn das Entgelt nicht unangemes- 
sen hoch ist. 

c) Bereits erbrachte Zahlungen, die diesen Grundsätzen 
widersprechen, kann der Wohnungssuchende nach- 
träglich zurückfordern. 

VL Maßnahmen gegen Vernichtung von Mietwohnraum durch 

Umwandlungen 

1. Zunächst befristet bis zum Jahr 2000 ist als Ausdruck der 
verfassungskräftigen Sozialbindung des Eigentums eine 
Umwandlung von Miet- in Eigentumswohnungen in Ge- 
bieten mit erhöhtem Wohnbedarf untersagt. Sofern hier- 
nach eine Umwandlung grundsätzlich möglich bleibt, soll 
diese den nachfolgenden Einschränkungen unterworfen 
werden: 

2. Durch Präzisierung des Wohnungseigentumsgesetzes ist 
festzulegen, daß die für Umwandlungen notwendigen 
Abgeschlossenheitserklärungen - entsprechend der vom 
Bundesverwaltungsgericht gebilligten Rechtspraxis in 
den letzten Jahren - für alle Wohnungen nur im Einklang 
mit dem geltenden Bauordnungsrecht erteilt werden, also 
insbesondere Trennwände und -decken den geltenden 
Feuer- und Schallschutzbestimmungen entsprechen 
müssen. 
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3. Anträge auf Abgeschlossenheitsbescheinigungen, die 
nach der Entscheidung des gemeinsamen Senats der 
obersten Bundesgerichte vom 30. Juni 1992 (Az. Gms- 
OBG 1/91) gestellt wurden, sollen endgültig erst beschie- 
den werden, nachdem die schriftliche Begründung dieser 
Entscheidung den zuständigen Behörden vorliegt. Außer- 
dem soll die Praxis der Entscheidungen über derartige 
Anträge möglichst vereinheitlicht werden. Dies soll da- 
durch erreicht werden, daß die nach dieser Gerichtsent- 
scheidung erforderliche Aktualisierung der Richtlinien 
für solche Bescheinigungen gemäß § 59 WEG durch das 
Bundesministerium für Raumordnung, Bauwesen und 
Städtebau im Einvernehmen mit dem Bundesministerium 
der Justiz abgewartet wird, ebenso wie die durch die 
Landesregierungen nach obiger Ziffer VI 1. zu treffende 
Feststellung. 

4. Erwerberinnen und Erwerber von umgewandeltem Woh- 
nungseigentum (sowie in Umgehungsfällen: von Bruch- 
teils- oder Kellereigentum) können gegenüber den Miete- 
rinnen und Mietern dieser Wohnung eine Kündigung 
wegen Eigenbedarfs frühestens nach Ablauf von zehn 
Jahren (bislang: drei Jahre) nach dem Verkauf ausspre- 
chen. 

5. Wird eine frei finanzierte, vermietete Wohnung umge- 
wandelt, steht der betreffenden Mieterin ein Vorkaufs- 
recht zu, sofern nicht schon die Verkäuferin zugunsten 
der Erwerberin (etwa im Falle von Familienangehörigen) 
hätte konkret Eigenbedarf geltend machen können. 

6. Die bisherige steuerliche Förderung für den Erwerb von 
Gebrauchtwohnungen (§ 10 e EStG) entfällt. 

VII. Verstärkung des Kündigungsschutzes 

1. Endet das Wohnraummietverhältnis mit einer gewerb- 
lichen Zwischenmieterin (z. B. für nach dem Bauherrn- 
modell errichtete Wohnungen), so tritt in den laufenden 
Mietvertrag mit deren Untermieterin entsprechend § 571 
BGB die Vermieterin mit allen Rechten und Pflichten ein 
(= gesetzliche Festschreibung von BVerfG NJW 1991, 
2272). 

2. Bei Veräußerung des Grundstücks, auf dem gemieteter 
Wohnraum gelegen ist, können die Erwerberinnen und 
Erwerber den Mieterinnen und Mietern eine Kündigung 
wegen Eigenbedarfs oder angemessenem wirtschaft- 
lichen Verwertungsinteresse nicht vor Ablauf von sieben 
Jahren seit dem Erwerb aussprechen. Dies gilt nicht, 
wenn (etwa bei Veräußerung unter Familienangehörigen) 
schon die Verkäuferin zugunsten der Erwerberin hätte 
konkret Eigenbedarf geltend machen können. 

3. Der Kündigungsgrund des angemessenen wirtschaft- 
lichen Verwertungsinteresses wird unter den Vorbehalt 
einer Abwägung mit den berechtigten Mieterinteressen 
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gestellt, um die Wirkung des befristeten und regelmäßig 
nur zur begrenzten Vertragsverlängerung führenden 
Widerspruchsrechts der Mieterinnen und Mieter wegen 
ungerechtfertigter Härte (§ 556 a BGB) zu verstärken. 

4. Der Schutz der Mieterinnen und Mieter von Werkwoh- 
nungen, insbesondere vor sozial ungerechtfertigten Kün- 
digungen, ist zu verstärken. 

5. In den neuen Bundesländern wird die demnächst auslau- 
fende Wartefrist für Kündigungen wegen Eigenbedarfs 
sowie für Mietverhältnisse in von der Vermieterin selbst 
bewohnten Zweifamilienhäusern bis zum 31. Dezember 
1999 verlängert und auf sog. Nutzungsverhältnisse ent- 
sprechend erstreckt (vgl. Gesetzentwurf der Abgeord- 
neten Dr. Wolf gang Ullmann, Christina Schenk und 
der Gruppe BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, Drucksache 
12/2073). 

B. 

Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, unver- 
züglich dafür Sorge zu tragen, daß die in Ostdeutschland gehäuft 
aufgetretenen mehrmonatigen Wartezeiten zwischen Beantra- 
gung und Gewährung von Wohngeld stark verkürzt werden und 
daß bei glaubhaft gemachten Leistungsvoraussetzungen unbüro- 
kratisch Wohngeldvorschüsse gewährt werden. 

Bonn, den 22. September 1992 

Christina Schenk 

Dr. Wolfgang Ullmann 

Werner Schulz (Berlin) und Gruppe 


Begründung 
A. Allgemeines 

Die Wohnungsnot im Westen der Bundesrepublik Deutschland ist 
Folge einer Politik, die fast ausschließlich den privatwirtschaft- 
lichen, gewinnorientierten Wohnungsbau fördert. Der soziale 
Mietwohnungsbau wurde durch den planmäßigen Ablauf der 
Miet- und Belegungsbindungen, durch die Abschaffung der 
Wohngemeinnützigkeit sowie durch die Einführung extrem kur- 
zer Bindungszeiten ganz erheblich geschwächt. In gleichem Maße 
verschärfte sich die Situation der Mieterinnen und Mieter auf dem 
frei finanzierten Wohnungsmarkt: Die steuerliche Förderung von 
Wohnungskäufen aus dem Bestand (seit 1987 in gleicher Höhe 
wie die Förderung von Neubau), führte zur Umwandlung von 
Hunderttausenden preiswerter Mietwohnungen in teure Eigen- 
tumswohnungen. Dadurch, sowie durch das Anwachsen der Zahl 
der Haushalte (welche von der Bundesregierung allerdings vor- 
auszusehen gewesen wäre), kam es zu einer enormen Verknap- 
pung bezahlbarer Mietwohnungen und zu der Mietenexplosion, 
vor der wir heute stehen. Verschärfend wirkten sich auch die 
Mietrechtsänderungen von 1983 sowie das Eigenbedarfsurteil des 
BVG von 1989 aus. Die jüngste Entscheidung des gemeinsamen 
Senates der obersten Bundesgerichte, daß die Umwandlung von 
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Mietwohnungen in Eigentumswohnungen, entgegen der Inten- 
tion der Kommunen, erleichtert, zeigt bereits jetzt seine Wir- 
kungen. 

Im Osten der Bundesrepublik Deutschland wurde die Wohnungs- 
versorgung der Bevölkerung ebenfalls, allerdings aus anderen 
Gründen als im Westen, nur äußerst ungenügend gewährleistet: 
Die Altbausubstanz wurde vernachlässigt und Neubau nur in 
unzureichendem Maße und in einer Qualität erstellt, die weder 
den Bedürfnissen der Menschen noch dem Stand der Technik ent- 
sprechen. 

Sollte es nicht gelingen, die Wohnungspolitik der Bundesregie- 
rung grundlegend zu ändern, wird die Wohnungsnot sich nicht 
nur im Westen, sondern auch im Osten noch erheblich verschär- 
fen. Die Menschen im Osten werden dann nicht nur die Folgen 
der Mißwirtschaft im Osten, sondern zusätzlich die Auswirkungen 
der im Westen geprägten, ausschließlich gewinnorientierten 
Wohnungspolitik ertragen müssen. 

Die Bundesregierung ist ein Konzept für eine soziale und ökologi- 
sche Wohnungspolitik bis heute schuldig geblieben. Ein solches 
Konzept muß 

— das Interesse der Bevölkerung an bezahlbarem Wohnraum, 

— die Notwendigkeit der Sanierung des Wohnungsbestandes in 
Ostdeutschland und dessen Erhalt in öffentlicher Hand, 

— den Bedarf für den Neubau von dauerhaft, sozial gebundenen 
sowie frei finanzierten Wohnungen in Ost- und Westdeutsch- 
land, 

— die raumordnerischen und städteplanerischen Voraussetzun- 
gen für die Verbesserung der teilweise katastrophalen Lage auf 
dem Wohnungsmarkt 

beinhalten. 

Die Maßnahmen zur Begrenzung des Mietpreisanstieges, zur 
Erweiterung des Kündigungsschutzes und zur Erhaltung des 
Bestandes an Mietwohnungen sind ein notwendiger Baustein 
eines solchen Konzeptes. Sie können jedoch auf Dauer nur zusam- 
men mit einer Erweiterung des Wohnungsangebotes ihre volle 
Wirksamkeit entfalten. 

B. Einzelbegründung 
Zu Teil A 

Zu LI. 

An der Einkommensentwicklung im Osten Deutschlands hat die 
dort lebende Bevölkerung in sehr unterschiedlichem Maße teil. 
Eine genauere Analyse der Einkommensverhältnisse liegt der 
Bundesregierung bislang offenbar noch nicht vor. Deshalb dürfen 
Mieterhöhungen, anders als vorgesehen, nicht linear an das 
durchschnittliche Einkommens-Plus geknüpft werden, sondern 
müssen in angemessenem Umfang die individuellen Verhältnisse 
sowohl des Mieters als auch des erreichten Wohnungsstandards 
berücksichtigen. Daher soll bei Nachweis konkreter Sanierungs- 
schritte bzw. -Planungen durchaus eine Anhebung der Miethöhe 
innerhalb eines bestimmten Rahmens ermöglicht werden. 
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Zu L2. 

Indem das Miethöhengesetz nach seiner Novellierung zur Ermitt- 
lung der Vergleichsmiete nur die Mietabschlüsse der letzten drei 
Jahre zugrunde legte, hat sich die Mietsteigerung im gesamten 
Wohnungsbestand rasant beschleunigt. Denn bei den dabei über- 
proportional einbezogenen Neuvermietungen und wegen des 
knappen Angebots waren weit höhere Mieten durchsetzbar. Der 
Anstieg des Mietniveaus soll hingegen gedämpft werden, indem 
auch alle älteren preisgünstigeren Mietverträge in die Ermittlung 
der Durchschnittsmieten eingehen. 

Zu 7.3. 

Zwar hat auch die Bundesregierung erkannt, daß eine Senkung 
der Kappungsgrenze notwendig ist; unzureichend ist jedoch ihr 
Vorschlag, eine Reduzierung nur auf 20 vom Hundert vorzuneh- 
men, diese auf fünf Jahre zu befristen sowie auf vor dem Jahr 1981 
errichtete Wohnungen und Nettokaltmieten oberhalb 8 DM/qm 
zu beschränken. Demgegenüber wird hier - ebenso wie von CSU 
und Bundesrat gefordert - eine deutlichere Dämpfung des Miet- 
preisanstiegs angeregt. 

Zu L4, 

Liegt der Mietwohnraum in einer Gemeinde bzw. einem Teil 
derselben, wo die ausreichende Versorgung der Bevölkerung mit 
Mietwohnungen zu angemessenen Bedingungen besonders ge- 
fährdet ist, müssen unangemessene Preissprünge beim Abschluß 
neuer Mietverträge wirksam unterbunden werden. Deshalb soll - 
entsprechend den Vorstellungen des Bundesrates, jedoch mit 
demgegenüber halbiertem Aufschlag - eine an der ortsüblichen 
Vergleichsmiete sowie an dem zuvor erwirtschafteten Mietpreis 
orientierte Mietobergrenze in das Miethöhengesetz (MHG) einge- 
fügt werden. Sie gestattet dem Vermieter einen angemessenen 
Zuschlag, um weiterhin eine gewisse Ausrichtung der Miethöhe 
an der allgemeinen Preisentwicklung zu ermöglichen. Die Lan- 
desregierungen sollen ermächtigt werden, per Rechtsverordnung 
die betreffenden Gebiete festzulegen. 

Um unerwünschte Folgen auf Investoren am Wohnungsmarkt zu 
vermeiden, die besonders die hohen anfänglichen Aufwendungen 
kostendeckend umlegen wollen, werden ab dem 1. Januar 1991 
fertiggestellte Wohnungen von der genannten Begrenzung aus- 
genommen. 

Da eine überhöhte Preisvereinbarung nichtig ist (§ 10 Abs. 1 
MHG), ohne daß der Mietvertrag selbst hiervon berührt würde 
(BGHZ 89, 3316), kann die Mieterin den oberhalb der hier vorge- 
schlagenen Mietobergrenze liegenden Differenzbetrag nach 
§812 BGB zurückfordern und entsprechende Überzahlungen bis 
zu einer Anpassung des Mietvertrages zurückbehalten (§ 273 
Abs. 1 BGB). 

Zu 1.5, und 6. 

Die neue Regelung verhindert, daß Mieterhöhungsverlangen feh- 
lerhaft zu Lasten der Mieterinnen und Mieter begründet werden; 
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denn nach geltendem Recht kann der Vermieter unberechtigt ge- 
forderte Mietsteigerungen und Begründungsmängel noch wäh- 
rend des Klageverfahrens auf Zustimmung heilen. 

Zu l.l. 

Die 1983 eingeführte Möglichkeit, eine Staffelmiete zu verein- 
baren, ist quantitativ nur begrenzt genutzt worden und hat ihr 
vorgegebenes Ziel, zusätzliche Investitionen in den Mietwoh- 
nungsbau zu fördern, verfehlt. Andererseits wirken die tatsächlich 
geschlossenen Staffelmietvereinbarungen tendenziell mietpreis- 
treibend. Auch kann die herrschende Wohnungsknappheit zum 
vermehrten Abschluß solcher Vereinbarungen führen. 

Daher sollen entgegen den Vorschlägen der Bundesregierung 
derartige Abschlüsse nicht erleichtert, sondern für die Zukunft 
ausgeschlossen werden. Dies entspricht nicht nur den Forderun- 
gen der Mieterverbände und des Landes Niedersachsen (BR- 
Drucksache 350/5/92); vielmehr hat auch der Bundesrat - bei 
Konsens in der Bewertung solcher Abschlüsse - deren Fortbe- 
stand lediglich aus Gründen praktischer Vereinfachung zulassen 
wollen und nur, sofern sich die dabei erzielten Mieten im Rahmen 
der Kappungsgrenze halten. 

Zu L8. 

Sofern die Bundesregierung künftig Mietpreisvereinbarungen in 
Koppelung an den Preisindex zulassen will, ist - mit den Bundes- 
ländern und entsprechend den Genehmigungsgrundsätzen sol- 
cher Klauseln durch die Deutsche Bundesbank gemäß § 3 Wäh- 
rungsgesetz - ausdrücklich ein langfristiger Kündigungsverzicht 
des Vermieters zu fordern. Sollten sich nach gewisser Zeit die 
ortsübliche Vergleichsmiete und der Lebenshaltungsindex erheb- 
lich auseinanderentwickeln, so daß ein Festhalten an der Index- 
klausel schwerlich zumutbar wäre, ist beiden Mietvertrags- 
parteien eine Teilkündigung zu ermöglichen, wodurch allerdings 
auch der vereinbarte längere Kündigungsschutz entfallen muß. 

Zu ILl. 

Der Vorrang eines existierenden Mietspiegels als Begründungs- 
instrument für Mieterhöhungsverlangen wird klargestellt. Da 
Sachverständigengutachten und ein Hinweis auf einzelne Ver- 
gleichswohnungen erfahrungsgemäß tendenziell mietpreisstei- 
gernd wirken, soll dies - mit dem Bundesrat - nur noch für 
Gemeinden zugelassen werden, in denen ein Mietspiegel fehlt. 

Zu IL2. 

Mietspiegel sind am besten zur Begründung von Mieterhöhungs- 
verlangen, zur Vermeidung von Prozessen sowie zur Orientierung 
von Mieterinnen und Mietern sowie Vermieterinnen und Vermie- 
tern bei Neuabschlüssen geeignet. Jedoch existieren in vielen 
Gemeinden keine Mietspiegel, weil die Kommunen den Verwal- 
tungsaufwand scheuen, § 2 Abs. 5 MHG bislang nur eine Soll- 
Vorschrift zur Erstellung von Mietspiegeln darstellt und weil die 
Bundesregierung die Verordnungsermächtigung in Satz 4 der 
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genannten Vorschrift nicht ausgenutzt hat, um den Kommunen 
einheitliche Gestaltungsvorgaben zu machen. 

Daher soll - entsprechend den Vorschlägen des Bundesrates - 
sowohl die Bundesregierung zu entsprechenden Vorgaben ver- 
pflichtet werden als auch den Länderregierungen die Möglichkeit 
eingeräumt werden, Gemeinden zur Erstellung von Mietspiegeln 
anzuhalten. 

Zu IL3. 

Zur Verlangsamung des Mietpreisanstiegs sowie zur Beruhigung 
am Wohnungsmarkt wird eine Mindestbestandszeit der erstellten 
Mietspiegel festgelegt. Damit hieraus keine unangemessenen 
Nachteile für Vermieter erwachsen, kann die jeweilige Gemeinde 
für den Fall, daß die aktuell erzielbaren Vergleichsmieten zu stark 
von den Werten des Mietspiegels abweichen, die Möglichkeit 
prozentualer Aufschläge auf dessen Werte einräumen. 

Zu 1L4. 

Der zur Begründung von Mieterhöhungsverlangen bisher zuläs- 
sige Hinweis des Vermieters auf eigene Wohnungen ermöglicht 
den Mieterinnen und Mietern nicht hinreichend, sich über die 
Marktsituation zu orientieren und die Begründetheit des Verlan- 
gens abzuschätzen. In Gemeinden, wo auch künftig kein Miet- 
spiegel existiert, soll daher - mit dem Votum des Bundesrates - 
nur eine Bezugnahme auf solche Vergleichswohnungen zulässig 
sein, die der Vermieter weder selbst vermietet noch für einen 
anderen Vermieter verwaltet. 

Zu IILl. 

Die bisherige Möglichkeit des Vermieters, gemäß § 5 MHG Er- 
höhungen der Kapitalkosten auf die Mieter abzuwälzen, reduziert 
in volkswirtschaftlich unvernünftiger Weise jeden Anreiz für den 
Vermieter, auf eine möglichst niedrige Zinsbelastung bzw. auf 
Kredite mit fixem Zins hinzuwirken. Erhöhungen nach § 5 MHG 
gehen zudem in die ortsübliche Vergleichsmiete ein und wirken 
damit mietpreistreibend, zumal diese Erhöhungsmöglichkeit nach 
einem Rechtsentscheid des OLG Hamm (NJW 1983, 1915) nicht 
durch § 5 WiStG begrenzt wird. Daher soll diese im Widerspruch 
zum Vergleichsmietensystem stehende Regelung entfallen (vgl. 
auch die entsprechende Forderung Hessens und Niedersachsens, 
BR-Drucksache 350/4/92). 

Der Anspruch der Mieterinnen und Mieter auf Reduzierung 
bereits ausgesprochener und wirksam gewordener Erhöhungen 
entsprechend § 5 Abs. 3 MHG muß zumindest die Fälle erfassen, 
in denen die erhöhte Miete erstmals nach Inkrafttreten der hier 
vorgeschlagenen Neuregelung zu zahlen wäre. 

Zu 111.2. 

Wenn statt 11 vom Hundert nur noch 7 vom Hundert der Moderni- 
sierungskosten auf die Jahresmiete umgelegt werden dürfen, 
wird die dabei unterstellte Amortisationszeit von 15 Jahren durch 
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die tatsächliche technische „Lebensdauer'' der Modernisierungs- 
maßnahmen weit übertroffen. 

Zu II 1.3. 

Besonders in bislang preisgünstigen Altbauwohnungen wurden in 
den letzten Jahren vermehrt z.T. luxuriöse Modernisierungen 
vorgenommen, die oft zu für die Mieterinnen und Mieter kaum 
noch tragbaren Erhöhungen der Gesamtmiete führten. Denn für 
die durch Umlage der Modernisierungskosten bewirkten Er- 
höhungen galt weder die Kappungsgrenze (§ 2 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 
MHG) noch die Grenze der Vergleichsmiete (§ 2 Abs. 1 Satz 1 
Nr. 2 MHG), und § 541b BGB bot hiergegen vielfach keinen 
ausreichenden Schutz, Wenn nunmehr eine Mieterhöhung auf- 
grund Modernisierungsmaßnahmen nur bis zur Grenze der Ver- 
gleichsmieten von Wohnungen mit entsprechend (neuem) Aus- 
rüstungsstandard möglich sein soll, bietet dies gleichwohl Inve- 
storen weiterhin einen ausreichenden Anreiz für die Sanierung 
und Verbesserung der Wohnsubstanz. 

Zu III.4. und 5. 

Da Mieterinnen und Mieter vielfach nicht ordnungs- und v. a. 
fristgemäß über Modernisierungsvorhaben - gerade solchen über 
den allgemein üblichen Zustand hinausreichenden sog. Luxus- 
maßnahmen (§ 541b Abs. 1 letzter Halbsatz) - unterrichtet wer- 
den, werden sie hierdurch finanziell oft übermäßig belastet und 
sogar aus den innegehabten Wohnungen verdrängt. Gegenüber 
der bislang eher schwächlichen Sanktionsmöglichkeit für derar- 
tige Fälle - lediglich Verschiebung der Mieterhöhung um drei 
Monate - sollen nunmehr im Verfahren nach § 3 MHG diejenigen 
Mehrkosten unberücksichtigt bleiben, die den mitgeteilten 
Kostenansatz um über 10 vom Hundert überschreiten. Im übrigen 
kann der Vermieter in Westdeutschland weiterhin eine Anpas- 
sung an die nach Abschluß der Modernisierung angemessene 
Vergleichsmiete gemäß § 2 MHG vornehmen. Bei unterbliebener 
oder nicht fristgerechter Unterrichtung der Mieterinnen und Mie- 
ter soll die Erhöhungsmöglichkeit nur so weit reichen, wie die 
Mieterinnen und Mieter gemäß § 541 Abs. 1 BGB zur Duldung 
verpflichtet gewesen wären. Dies muß im Falle tatsächlicher Dul- 
dung durch eine nachträgliche Interessenabwägung festgestellt 
werden. 

Zu IV.l. 

Nach der Rechtsprechung ist bisher eine Überschreitung der Ver- 
gleichsmiete grundsätzlich um bis zu 20 vom Hundert möglich 
und bei Nachweis, daß die Miete nur die laufenden Aufwendun- 
gen deckt, sogar um bis zu 50 vom Hundert. Die enge Strafvor- 
schrift gegen Mietwucher hat dabei keine praktische Bedeutung 
erlangt, u. a, weil „Ausbeutung" im Sinne des § 302 a StGB nach 
der herrschenden Meinung ein besonders qualifiziertes, „rück- 
sichtsloses und anstößiges" Ausnutzen schwächerer Menschen 
erfordert. Dies erscheint jedoch für alle Fälle des Ausnutzens 
bestehender Notlagen bei der Wohnraumvermietung zu eng. 
Demgegenüber wird - mit dem Bundesrat - bereits jedes Verhal- 
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ten als strafwürdig erachtet, das bewußt auf die Ausnutzung 
derartiger Verhältnisse gerichtet ist, um Leistungen zu erlangen, 
die im auffälligen Mißverhältnis zur Gegenleistung stehen. 

Zu IV.2. 

Die Regelung der ordnungswidrigen Mietüberhöhung wird 
gesetzlich konkretisiert und - knapp unterhalb der bisherigen 
Rechtsprechung - auf 15 vom Hundert über der Vergleichsmiete 
angesetzt. 

Die einheitliche Erhöhung der Bußgeld-Obergrenze in § 5 Abs. 3 
und § 6 Abs. 2 WiStG, die auch von Bundesregierung und Bundes- 
rat befürwortet wird, soll eine angemessene Ahndung z. B. länger 
währender oder vielfacher Verstöße ermöglichen. 

Zu /V.3. 

Die Vorschrift des § 5 Abs. 1 Satz 3 WiStG kam in ihrer bisherigen 
Fassung kaum zur Anwendung, weil sie überhöhte Mieten bis zur 
Grenze des strafbaren Mietwuchers von der Bußgeld-Bewehrung 
ausnahm, sofern der Vermieter geltend machen konnte, diese 
seien zur Deckung seiner laufenden Aufwendungen erforderlich. 
Die Bundesregierung erkennt Korrekturbedarf an dieser Rege- 
lung an, geht jedoch mit ihren Änderungsvorschlägen nicht weit 
genug. Nach hier - und auch von den Ländern Hessen und Nie- 
dersachsen (BR-Drucksache 350/9/92) - vertretener Auffassung 
soll die Ausnahmeregelung ganz entfallen, ermöglicht sie doch 
den Vermietern auch ein gänzlich unwirtschaftliches und damit 
mißbräuchlich zu Lasten der Mieterinnen und Mieter ausnutz- 
bares Verhalten. Die verbleibende Spanne bis zur Bußgeldgrenze 
(15 vom Hundert über der ortsüblichen Vergleichsmiete) gibt den 
Vermieterinnen und Vermietern ausreichend Spielraum, auch in 
der Anfangsphase nach Fertigstellung mindestens kosten- 
deckende Mieten erzielen zu können. 

Zu V. f. und 2. 

Statt auf zwei Monatsmieten (wie von der Bundesregierung vor- 
geschlagen), sollen die Obergrenzen der zulässigen Makler-Pro- 
vision für die Vermittlung von Wohnraum (wie auch von CSU und 
Bundesrat gefordert) auf eine Monatsmiete festgelegt werden. 
Forderung oder Entgegennahme von hiernach überhöhten Cour- 
tagen sind gemäß § 6 Abs. 1 WiStG ordnungswidrig und gemäß 
§ 6 Abs. 2 WiStG mit einem Bußgeld von nunmehr bis zu 100 000 
DM (entsprechend § 5 Abs. 3 WiStG) zu ahnden. 

Zu V.3. 

Entsprechend sollen als Ordnungswidrigkeiten künftig auch pro- 
blematische Verhaltensweisen von Vormietern anläßlich des Mie- 
terwechsels mit Bußgeld geahndet werden können, wie sie mit 
zunehmender Wohnungsknappheit vermehrt zu beobachten sind. 
Denn von den Wohnungsinteressenten werden für das bloße Räu- 
men der Wohnung oder für den Vorschlag eines bestimmten 
Nachmieters für einen fortbestehenden Mietvertrag vielfach 
Abstandszahlungen gefordert. Auch werden häufig einzelne 
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Inventarstücke zu weit überhöhten Preisen verkauft, welche die 
potentiellen Nachmieter nur deshalb akzeptieren, um die frag- 
liche Wohnung übernehmen zu können. Deshalb sollen derartige 
Abstandszahlungen für unwirksam erklärt werden. Ferner sollen 
Verträge über die Übernahme von Mobiliar nur bei angemesse- 
nem Kaufpreis und nur bei Zustandekommen des Mietvertrags 
mit dem Vermieter wirksam sein. Bei Fehlen dieser Voraussetzun- 
gen können Mieterinnen und Mieter bereits geschlossene Ver- 
einbarungen rückabwickeln. 

Zu VLl. 

Die Umwandlung von Miet- in Eigentumswohnungen entzieht der 
Masse der Wohnungssuchenden, für die ein Kauf finanziell nicht 
in Frage kommt, den dringend benötigten Mietwohnraum zu 
angemessenem Mietniveau. Diese Wirkungen sind nur deshalb 
während der letzten Jahre nicht voll auf den Wohnungsmarkt 
durchgeschlagen, weil die für Umwandlungen notwendigen Ab- 
geschlossenheitserklärungen gemäß § 3 Abs. 2, § 7 Abs. 4 Nr. 2 
WEG durch die zuständigen Behörden nur dann erteilt wurden, 
wenn alle Voraussetzungen des Bauordnungsrechts erfüllt waren. 
Durch diese Praxis wurden v. a. kostengünstigere Altbau-Miet- 
wohnungen mit nur hölzernen Decken oder Trennwänden, die 
den Anforderungen des Feuer- und Schallschutzes nicht genüg- 
ten, einer möglichen Umwandlung entzogen. Diese am 26. Juli 
1989 zunächst durch das Bundesverwaltungsgericht (Az. 8 B 
112/89) und sodann auch durch das Bundesverfassungsgericht 
(Beschluß vom 3. November 1989 - Az. 1 BvR 1212/89) gebilligte 
Praxis ist jedoch nun durch die Entscheidung des gemeinsamen 
Senats der obersten Bundesgerichte vom 30. Juni 1992 beanstan- 
det worden. Die fatalen Auswirkungen dieser Entscheidung zeig- 
ten sich bereits in den ersten zwei Wochen danach, als z. B. in den 
Großstädten Frankfurt über 600 und in München über 1 000 Um- 
wandlungsanträge eingingen I 

Wie auch durch die bayerische und hessische Landesregierung 
angekündigt, wird daher vorgeschlagen, in Gebieten mit beson- 
ders angespanntem Wohnungsmarkt, welche per Rechtsverord- 
nung durch die Landesregierungen festzulegen sind, die Um- 
wandlung von Mietwohnraum befristet auszusetzen. Im übrigen 
bleiben Umwandlungen möglich. 

Zu V/.2. 

Die Bestimmungen des Wohnungseigentumsgesetzes (WEG) sind 
mit den bauordnungsrechtlichen Bestimmungen zu harmonisie- 
ren, um so festzulegen, daß nur bei Übereinstimmung mit diesen 
Vorschriften Abgeschlossenheitserklärungen erteilt werden kön- 
nen (vgl. ebenso die Forderung des Bundesrates, BT-Drucksache 
12/2505). 

Zu V/.3. 

Die oben skizzierte Welle von Umwandlungsanträgen nach der 
fraglichen Gerichtsentscheidung soll erst in Kenntnis aller Impli- 
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kationen dieses Urteils sowie in möglichst einheitlicher Rechts- 
anwendung beschieden werden. 

Zu VIA. 

Die bisher generell dreijährige sowie in Gebieten mit erhöhtem 
Wohnbedarf fünfjährige Kündigungs Sperrfrist nach Umwandlun- 
gen gemäß § 564 b Abs. 2 Satz 2 und 3 BGB soll - über die Forde- 
rungen des Bundesrates (Drucksache 403/89) sowie des Landes 
Hamburg (BR-Drucksache 350/10/92) nach einer Frist von gene- 
rell fünf und potentiell sieben Jahren hinaus - im Einklang mit der 
Position der Mieterverbände auf sieben bzw. zehn Jahre verlän- 
gert werden. 

Zu VLB. 

Schon heute besteht im Bereich des sozialen Wohnungsbaus ein 
Vorkaufsrecht für Mieterinnen und Mieter ihrer Wohnungen, 
wenn diese umgewandelt werden (§ 564 b Abs. 2 Nr. 2 Satz 2 
BGB). Diese soll auf frei finanzierte oder bindungsfrei gewordene 
Wohnungen erstreckt werden. Allerdings sollen die Mieterinnen 
und Mieter zurückstehen müssen, wenn der Erwerber zu dem Per- 
sonenkreis gehört, zugunsten dessen bereits der vormalige Eigen- 
tümer hätte eine Kündigung wegen Eigenbedarfs aussprechen 
dürfen. 

Zu VL6. 

Dem Mietwohnungsmarkt dringend benötigten angemessenen 
Wohnraum zu entziehen, soll nicht länger durch staatlich ge- 
währte Steuervorteile gefördert werden. Daher haben u. a. auch 
der Deutsche Städtetag sowie die Mieterorganisationen die Strei- 
chung des § lOe EStG gefordert. Die dadurch erzielbaren staat- 
lichen Mehreinnahmen in Millionenhöhe sollten für den dauerhaft 
sozial gebundenen öffentlich geförderten Mietwohnungsbau ein- 
gesetzt werden. 

Zu VII. 1. 

Der Vorschlag zieht die Konsequenz aus der Entscheidung des 
Bundesverfassungsgerichts vom 11. Juni 1991 (Az. 1 BvR 538/90; 
NJW 1991, 2272), wonach einem Mieter, welcher Wohnraum von 
einem gewerblichen Zwischenmieter und nicht unmittelbar vom 
Eigentümer gemietet hat, der Kündigungsschutz des BGB nicht 
abgeschnitten werden darf. Da hiernach der (Unter-)Mieter zwar 
zunächst in der Wohnung verbleiben kann, jedoch ohne ein ge- 
sichertes Vertragsverhältnis mit dem Eigentümer, ist eine klarstel- 
lende Regelung in Annäherung an § 571 BGB sachgerecht. 

Zu VII. 2. 

Die äußerst angespannte Lage auf dem Wohnungsmarkt führt 
dazu, daß vermehrt Mieterinnen und Mieter durch (bisweilen 
auch mißbräuchliche) Kündigungen wegen Eigenbedarfs oder 
wegen angemessener wirtschaftlicher Verwertbarkeit verdrängt 
werden und anderweitig kaum noch erschwingliche Mietwoh- 
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nungen erlangen können. Die dagegen einzusetzende Sperrfrist 
soll außer Umwandlungsfällen auch alle sonstigen Veräußerungs- 
fälle erfassen. Die bisher dreijährige Frist soll auf sieben Jahre 
verlängert werden; verlängerte Sperrfristen nach Umwandlungen 
in Gebieten mit erhöhtem Wohnbedarf (s. o. Ziffer VL4) bleiben 
unberührt. 

Dies entspricht der Position der Mieterverbände sowie des Landes 
Hamburg (BR-Drucksache 350/10/92) und kommt auch jener des 
Bundesrates nahe. (Dieser will eine Verlängerung der geforderten 
generell fünfjährigen Frist auf sieben Jahre in solchen Regionen 
zulassen, wo Landesregierungen durch Rechtsverordnung auf- 
grund § 564 Abs. 2 Nr. 2 Satz 2 und 3 BGB bereits in der Ver- 
gangenheit eine Fristverlängerung auf fünf Jahre festgelegt 
hatten.) 

Die verfassungsrechtliche Verträglichkeit der vorgeschlagenen 
Regelung, die grundsätzlich bereits durch die Existenz der letzt- 
genannten Regelung indiziert ist, ergibt sich aus Artikel 15 GG 
sowie einer Abwägung mit dem öffentlichen Interesse, in der 
momentan zugespitzten Situation am Wohnungsmarkt eine aus- 
reichende Versorgung der Bevölkerungsmehrheit mit erschwing- 
lichem Mietwohnraum zu gewährleisten sowie Obdachlosigkeit 
zu vermeiden. 

Hiervon ausgenommen ist der Personenkreis entsprechend obiger 
Ziffer VI.5. 

Zu V1L3. 

Statt der.,bloßen Widerspruchsmöglichkeit der Mieterinnen und 
Mieter wegen „nicht zu rechtfertigender Härte" (§ 556a Abs. 1 
BGB) soll im Rahmen des Kündigungsgrundes der angemessenen 
wirtschaftlichen Verwertung (§ 564 b Abs. 2 Nr. 3 BGB) die Be- 
rücksichtigung der „berechtigten Interessen" der Mieterinnen 
und Mieter ausdrücklich festgeschrieben werden, um die Berech- 
tigung einer solchen Kündigung abwägen zu können. Da das mit 
dieser Kündigung verfolgte Ziel, die Wohnung ökonomischer zu 
nutzen, auch angesichts der Sozialbindung nicht ebenso schutz- 
würdig ist wie das per Eigenbedarfskündigung verfolgte Ziel des 
Vermieters, die Wohnung selbst oder durch Familienangehörige 
zu bewohnen, ist verfassungsrechtlich ausreichender gesetzgebe- 
rischer Gestaltungsspielraum für die vorgeschlagene Regelung 
vorhanden. 

Zu V1L4. 

Statt der durch die Bundesregierung vorgesehenen Einschrän- 
kungen des Mieterschutzes im Bereich der Werkswohnungen - 
etwa durch Zeitmietverträge ohne Verlängerungsmöglichkeit - ist 
die Position der Mieterinnen und Mieter von Werkswohnungen zu 
erhalten bzw. zu stärken. 

Zu VIL5. 

Die in Ostdeutschland geltenden besonderen Kündigungsschutz- 
fristen werden verlängert auf eine Frist von zehn Jahren nach 
Inkrafttreten des Einigungsvertrags und auf Wohnraum-Berech- 
tigte im Rahmen sog. „Nutzungsverhältnisse" erstreckt. 
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Zu Teil B 

Die erhoffte Balance zwischen den ermöglichten Mietpreissteige- 
rungen in Ostdeutschland einerseits sowie den zugleich einge- 
führten besonderen Wohngeldregelungen andererseits droht zu 
mißlingen, wenn sich die praktische Auszahlung des Wohngeldes 
nach der Antragstellung um Monate verzögert, wie dies z. Z. in 
den neuen Ländern in erheblichem Umfang der Fall ist. Dieses 
Vollzugsdefizit kann die von Mieterhöhungen betroffenen Men- 
schen, die vielfach zugleich weiteren existenziellen Belastungen 
ausgesetzt sind, in eine gefährliche finanzielle Not bringen. Um 
dies zu vermeiden, sind unverzüglich die notwendigen Maßnah- 
men zur Beschleunigung der Wohngeldauszahlungen bzw. Ab- 
schlagszahlungen zu ergreifen. 
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